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Beratungsgegenstand 
 
Leistungsprämie für die nach beamtenrechtlichen Konditionen Beschäftigten der 
Waisenhausstiftung 
 
Antrag: 
 

1. Der Gewährung von Leistungsprämien gemäß Art. 67, 68 BayBesG für die bei der Waisen-
hausstiftung nach beamtenrechtlichen Konditionen Beschäftigten ab dem Jahr 2012 wird 
zugestimmt. 

 
2. Die Vergabe von Leistungsprämien erfolgt dabei in entsprechender Anwendung der Dienst-

vereinbarung zur Einführung eines Systems zur Gewährung eines Leistungsentgelts (SLE) 
gem. § 18 TVöD in der Fassung vom 01.02.2013 i. V. m. Art. 62 Abs. 7 LlbG. 

 
3. Das Budget für die Vergabe der Leistungsprämien wird gemäß Art. 68 Abs. 1 BayBesG im 

Rahmen der bewilligten Haushaltsmittel auf 1,0 v. H. der Grundgehaltssumme des jeweili-
gen Vorjahres der mit Dienstvertrag bei der Waisenhausstiftung Ingolstadt Beschäftigten 
festgesetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Helmut Chase 
Berufsmäßiger Stadtrat 



Finanzielle Auswirkungen: 
 
Entstehen Kosten:  ja   nein 
 
wenn ja, 
Einmalige Ausgaben 
      

Mittelverfügbarkeit im laufenden Haushalt 
 

 

Jährliche Folgekosten 
1.500,00 

 
  im VWH bei HSt: der 

Waisenhausstiftung 
  im VMH bei HSt:       

Euro:
1.500,00

     

Objektbezogene Einnahmen 
(Art und Höhe) 
      

  Deckungsvorschlag 

von HSt:       

von HSt:       

von HSt:       

Euro:

     

     

     Zu erwartende Erträge 
(Art und Höhe) 
      

 Anmeldung zum Haushalt 20      Euro:
     

 Die Aufhebung der Haushaltssperre/n in Höhe von       Euro für die Haushaltsstelle/n 
(mit Bezeichnung) ist erforderlich, da die Mittel ansonsten nicht ausreichen. 

 Die zur Deckung herangezogenen Haushaltsmittel der Haushaltsstelle (mit Bezeichnung) 
in Höhe von       Euro müssen zum Haushalt 20      wieder angemeldet werden. 

 Die zur Deckung angegebenen Mittel werden für ihren Zweck nicht mehr benötigt. 

 
      
 
 
Kurzvortrag: 
 
Mit der Neufassung des Dienstrechts und dem Inkrafttreten des ab 01.01.2011 gültigen Bayeri-
schen Beamtengesetzes (BayBG) sowie des Bayerischen Besoldungsgesetzes (BayBesG) wurden 
auch die Vergabemöglichkeiten der Leistungsbezüge für Beamtinnen und Beamte neu geregelt. 
 
Zum 01.01.2007 wurden die beim Peter-Steuart-Haus Beschäftigten durch Personalüberleitungsta-
rifvertrag von der Stadt Ingolstadt auf die Waisenhausstiftung Ingolstadt übergeleitet. Da die Wai-
senhausstiftung keine Dienstherrnfähigkeit im Sinne der beamtenrechtlichen Bestimmungen be-
sitzt, wurden die drei Beamten von der Stadt beurlaubt und werden seitdem bei der Stiftung im 
Rahmen von Dienstverträgen mit beamtenrechtlichen Konditionen beschäftigt.  
 
Zu den Leistungsbezügen nach den beamtenrechtlichen Bestimmungen gehört die  Leistungsprä-
mie gemäß Art. 67, 68 BayBesG. 
Für die Vergabe von Leistungsprämien erscheint ein einheitliches Verfahren für eine leistungsori-
entierte Bezahlung aller Beschäftigten der Waisenhausstiftung Ingolstadt sinnvoll – und somit die 
analoge Anwendung der Regelungen über das Leistungsentgelt für die Tarifbeschäftigten gemäß § 
18 TVöD. 
 
 



 
Aufgrund der geschlossenen Dienstverträge mit beamtenrechtlichen Konditionen sind diese beur-
laubten Beamten keine Tarifbeschäftigten im Sinne des TVöD. Für sie gilt die Dienstvereinbarung 
zur Einführung eines Systems zur Gewährung eines Leistungsentgelts gemäß § 18 TVöD somit 
grundsätzlich nicht. Es sind die beamtenrechtlichen Bestimmungen anzuwenden. 
 
Gemäß Art. 62 Abs. 7 des Leistungslaufbahngesetzes (LlbG) können jedoch Gemeinden, Ge-
meindeverbände und die sonstigen unter der Aufsicht des Staates stehenden Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die an tarifvertragliche Regelungen zum Leistungs-
entgelt gebunden sind, für die Vergabe einer Leistungsprämie nach Art. 67 BayBesG den tarifver-
traglichen Regelungen entsprechende Bestimmungen zur Leistungsbewertung sowie zum Verga-
beverfahren unter Mitwirkung der betrieblichen Kommissionen im Sinn des § 18 Abs. 7 Satz 1 des 
Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD VKA) oder dem entsprechender tarifvertraglicher 
Regelungen auch für die Beamten und Beamtinnen treffen.  
In diesem Fall muss gewährleistet sein, dass Leistungsbewertung und Vergabeverfahren bei den 
Beamten und Beamtinnen und den Tarifbeschäftigten desselben Dienstherrn einheitlich erfolgen. 
 
Bei der Waisenhausstiftung Ingolstadt besteht daher gemäß Art. 62 Abs. 7 LlbG i. V. m. § 18 Abs. 
7 Satz 1 TVöD die Möglichkeit, die Leistungsbewertung und das Vergabeverfahren für die Leis-
tungsprämie der Beschäftigten mit beamtenrechtlichen Konditionen an die Regelungen der Tarif-
beschäftigten anzupassen.  
 
Deshalb soll für die bei der Waisenhausstiftung Ingolstadt mit beamtenrechtlichen Konditionen 
Beschäftigten ab dem Kalenderjahr 2012 die Dienstvereinbarung zur Einführung eines Systems 
zur Gewährung eines Leistungsentgelts gem. § 18 TVöD analog angewendet werden. 
 
Das Budget für die Vergabe der Leistungsprämien beträgt gemäß Art. 68 Abs. 1 BayBesG pro Ka-
lenderjahr im Rahmen der bewilligten Haushaltsmittel maximal bis zu 1,0 v. H. der Grundgehalts-
summe des Vorjahres der mit Dienstvertrag Beschäftigten des entsprechenden Dienstherrn.  
 
Dabei wird  - den beamtenrechtlichen Vorschriften entsprechend – für die Vergabe der Leistungs-
prämien der mit Dienstvertrag Beschäftigten ein eigenes Budget, das getrennt von den übrigen 
Personalausgaben zu führen ist, gebildet.  
Dieses beträgt für das Jahr 2012, für das die Bewertung erstmals erfolgen soll, 1.445 Euro. 
 
 
 
 


